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Parlamentarische Initiative 
Erhalt des Viehexportes aus der Schweiz 
Bericht der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrates 

vom 21. März 2011 

 

Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit diesem Bericht unterbreiten wir Ihnen den Entwurf zu einer Änderung des 
Bundesgesetzes über die Landwirtschaft und des Bundesbeschlusses über die finan-
ziellen Mittel für die Landwirtschaft in den Jahren 2012 und 2013. Gleichzeitig 
erhält der Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Die Kommission beantragt, dem beiliegenden Entwurf zuzustimmen. 

21. März 2011 Im Namen der Kommission 

 Der Präsident: Hansruedi Wandfluh 
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Übersicht 

Der Gesetzesentwurf sieht vor, die Ausfuhrbeihilfen für Schweizer Zuchtvieh wieder 
einzuführen. Die gesetzliche Grundlage für derartige Beihilfen wurde im Rahmen 
der Agrarpolitik 2011 per Ende 2009 aufgehoben. Die Aufhebung aller Exportsub-
ventionen ist in der laufenden WTO-Doha-Runde per 2013 im Grundsatz beschlos-
sen. 

Angesichts des erschwerten Viehabsatzes besonders im Herbst nach dem Alpabzug 
und ungleicher Konkurrenzverhältnisse mit der EU sollen insgesamt 4 Millioen 
Franken pro Jahr zur Förderung des Viehexports zur Verfügung stehen. Die Umset-
zung der Massnahme erfolgt gleich wie 2009. Die Beiträge je Tier sollen infolge der 
gesunkenen Preisdifferenzen zum Ausland auf rund 60 % der damaligen Beitrags-
höhe festgelegt werden.  

Es ist vorgesehen, die Finanzierung der Ausfuhrbeihilfen mittels einer Umlagerung 
von Mitteln für die Direktzahlungen innerhalb des Landwirtschaftskredits sicher-
zustellen. Diese Umlagerung bedingt eine Korrektur der Zahlungsrahmen Landwirt-
schaft für die Jahre 2012 und 2013. Erforderliche Kürzungen bei den Direktzahlun-
gen würden bei den Beiträgen für die Haltung Raufutter verzehrender Nutztiere 
erfolgen. 

 



 3507 

Bericht 

1 Entstehungsgeschichte 
1.1 Die Forderungen der parlamentarischen Initiative 

Am 11. Dezember 2009 reichte Nationalrat Elmar Bigger die parlamentarische 
Initiative ein, welche verlangt, dass die auf Anfang 2010 beschlossene Aufhebung 
des Artikel 26 des Landwirtschaftsgesetzes vom 29. April 1998 (LwG; SR 910.1) 
rückgängig zu machen ist. Dieser Artikel erlaubte es dem Bund, die Ausfuhr land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse und deren Verarbeitungsprodukte mit Beiträgen zu 
unterstützen. Die parlamentarische Initiative fordert weiter, dass der Bundesrat bis 
zur Wiedereinführung der gesetzlichen Grundlage die Förderung des Viehexportes 
sicherzustellen hat. 

1.2 Die Vorprüfung der parlamentarischen Initiative 

Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrates (WAK-N) hat 
anlässlich ihrer Sitzung vom 28. Juni 2010 mit 14 zu 11 Stimmen beschlossen, der 
parlamentarischen Initiative Folge zu geben. Die Kommission für Wirtschaft und 
Abgaben des Ständerates (WAK-S) stimmte diesem Entscheid am 22. Oktober 2010 
mit 3 zu 2 Stimmen bei 2 Enthaltungen zu. Somit wurde die WAK-N mit der Aus-
arbeitung einer Vorlage beauftragt (ParlG Art. 111 Abs. 1). 

An der Sitzung vom 17. Januar 2011 ist die WAK-N mit 12 zu 12 Stimmen und 
Stichentscheid des Präsidenten auf den Vorentwurf eingetreten und hat ihn mit 13 zu 
11 Stimmen angenommen. Die Kommission hat beschlossen, bei den interessierten 
Kreisen ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen.  

Das Vernehmlassungsverfahren dauerte vom 20. Januar bis zum 4. März 2011. 
36 Vernehmlassungsteilnehmer unterstützen die Vorlage, 12 lehnen sie ab und 2 
verzichten auf eine Stellungnahme (siehe Ziff. 2.6.). Nach Diskussion der Ergeb-
nisse der Vernehmlassung beschloss die Kommission mit 13 zu 10 Stimmen bei 
1 Enthaltung, dem Rat den ursprünglichen Vernehmlassungsentwurf zu unterbreiten. 
Eine Minderheit lehnt die Vorlage insgesamt ab und beantragt, nicht darauf einzutre-
ten. 

2 Grundzüge der Vorlage 
2.1 Rechtliche und wirtschaftliche Ausgangslage 

Weil Exportsubventionen ökonomisch als hochgradig marktverzerrende Instrumente 
beurteilt werden und keine Anreize für eine marktkonforme Qualitätsproduktion 
schaffen, wurde die Aufhebung der Ausfuhrbeihilfen für Agrarrohstoffe sowie für 
Zuchtvieh im Rahmen der Agrarpolitik 20111 beschlossen. Gestützt darauf hat der 
Bundesrat am 14. November 2007 entschieden, die Aufhebung von Artikel 26 LwG 

  

1 AS 2007 6095 



 3508 

auf den 1. Januar 2010 in Kraft zu setzen. Die rechtliche Grundlage zur Förderung 
des Zuchtviehexports mit Beihilfen fiel folglich weg. 

Der Bund unterstützte den Export von Tieren der Rindvieh-, Schaf-, Ziegen- und 
Pferdegattung mit einem Betrag von 5,6 Millionen Franken pro Jahr (Durchschnitt 
2005–2009). Mit diesen Geldern konnten zwischen 4000 und 5000 Stück Rindvieh 
mit einer Bundeshilfe von rund 1000 Franken je Tier ausgeführt werden. Dank 
zusätzlicher Mittel im 2009 war der Export von rund 5800 Stück möglich. Ferner 
erhielten die Exporteure für wenige Hundert Tiere der anderen Gattungen ebenfalls 
Beihilfen. Nach Aufhebung der Beihilfen wurden 2010 nur 555 Tiere der Rindvieh-
gattung ausgeführt. 

2.2 Handlungsbedarf: Erwägungen der Kommission 
2.2.1 Argumente der Mehrheit 

Die Mehrheit setzt sich für eine Wiedereinführung von Ausfuhrbeihilfen für Zucht-
vieh ein. Sie ist der Meinung, dass mit der Aufhebung von Artikel 26 LwG ein 
Instrument zum Erhalt und zur Förderung der einheimischen Landwirtschaft leicht-
fertig aus der Hand gegeben wurde. Nach Ansicht der Kommissionsmehrheit ist der 
Export von Zuchtvieh eine Voraussetzung für den Weiterbestand der einheimischen 
Viehwirtschaft in allen landwirtschaftlichen Gebieten, vorab jedoch in den Hügel- 
und Berggebieten. 

Weiter argumentiert die Mehrheit, dass die Ausfuhrbeihilfen mit der Revision der 
Agrargesetzgebung aufgehoben wurden, in der Meinung, dass ein definitiver Ent-
scheid der WTO zur Aufhebung aller Exportförderungsinstrumente zustande kom-
men würde. Weil die WTO-Doha-Runde nicht abgeschlossen werden konnte, ist nun 
aber eine Ungleichbehandlung mit der EU entstanden, weil diese immer noch Aus-
fuhrerstattungen für lebende Tiere leistet. 

Die Mehrheit weist auch darauf hin, dass mit der Wiedereinführung der Ausfuhrbei-
hilfen der Export von 4000–5000 Tieren der Rindviehgattung pro Jahr gefördert 
werden kann, was zu einer Entlastung des schweizerischen Viehmarktes hauptsäch-
lich im Herbst nach dem Alpabzug führt. Ausserdem werden dadurch die Handels-
beziehungen zu ausländischen Käufern gestärkt. Ohne die Ausfuhrbeihilfen gehen 
den Schweizer Viehhändlern diese Handelsbeziehungen verloren und können später 
nur schwer zurückgewonnen werden. 

Solange kein WTO-Abschluss umgesetzt wird, bleibt der tarifäre Schutz beim Rind-
fleisch unverändert hoch und damit liegen die Inlandpreise für Schlachtvieh auf 
deutlich höherem Niveau als in der EU. Dies beeinflusst direkt die Preise für Nutz-
vieh, welche ebenfalls wesentlich höher sind als im umliegenden Ausland. Ohne 
Exportunterstützung ist die Schweiz nicht konkurrenzfähig. 

Das Budget der Landwirtschaft zur Umsetzung der vorgeschlagenen Regelung muss 
nicht erhöht werden. Vielmehr soll der einzusetzende Betrag innerhalb des Land-
wirtschaftsbudgets von den Direktzahlungen zur Marktstützung verschoben werden 
(siehe Ziff. 2.5). 
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2.2.2 Argumente der Minderheit 

Die Minderheit (Fässler, Favre Charles, Fehr Hans-Jürg, Gysin, Leutenegger Ober-
holzer, Müller Philipp, Rechsteiner Paul, Rennwald, Schelbert, Theiler, Thorens 
Goumaz, Zisyadis) bestreitet den Handlungsbedarf und beantragt, auf den Gesetzes-
vorentwurf nicht einzutreten. Sie gibt zu bedenken, dass Ausfuhrbeihilfen inter-
national als sehr marktverzerrende und ökonomisch ineffiziente Massnahme einge-
stuft werden und dass aus diesem Grund die Aufhebung aller Exportförderungs-
instrumente in der laufenden WTO-Doha-Runde per 2013 im Grundsatz beschlossen 
wurde. 

In den Augen der Minderheit soll die Landwirtschaft über Anreize zur Erbringung 
von gemeinwirtschaftlichen Leistungen gefördert werden und nicht mit marktverzer-
renden, ineffizienten Instrumenten. Von Ausfuhrbeihilfen profitieren in erster Linie 
nicht die Bauern, sondern einige wenige Viehhändler. Ausserdem werden die Preise 
für inländische Käufer verteuert. Deshalb soll die Unterstützung der Berggebiete 
über das Direktzahlungssystem erfolgen. 

Weiter ist die Minderheit der Ansicht, dass eine Wiedereinführung von Ausfuhrbei-
hilfen für Zuchtvieh den bisherigen Entscheiden des Parlaments widersprechen und 
mit Blick auf aktuelle und künftige Verhandlungen in Bezug auf die Aussenwirt-
schaft ein falsches Signal setzen würde. Ausserdem würde man ein Präjudiz schaf-
fen und andere Sektoren könnten in der Folge ähnliche Subventionen für ihre Pro-
dukte verlangen. 

Schliesslich argumentiert die Kommissionsminderheit, dass die EU den Viehexport 
nur in Nicht-EU-Länder weiterhin mit Beiträgen unterstützt und dass der Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten der EU nicht subventioniert werden darf. Somit beste-
hen für Schweizer Viehexporteure auf ihrem Hauptmarkt, dem EU-Markt, weiterhin 
gleich lange Spiesse. 

2.3 Eckwerte der vorgeschlagenen Regelung 

Zur Förderung des Zuchtviehexports sollen Beihilfen von insgesamt 4 Millionen 
Franken pro Jahr ausgerichtet werden. Das Instrument soll für die gleichen Tierkate-
gorien und mit den gleichen Bedingungen umgesetzt werden wie 2009. Demzufolge 
legt der Bundesrat die Grundsätze in der Tierzuchtverordnung vom 14. November 
2007 (TZV; SR 916.310) fest. Die Beihilfe je Tier, abgestuft nach Gattung, Rasse, 
Geschlecht, Destinationsland und nach weiteren Kriterien soll in der Verordnung des 
Bundesamtes für Landwirtschaft vom 7. Dezember 1998 über die Gewährung von 
Beiträgen in der Tierzucht (SR 916.310.31) festgelegt werden. Das Bundesamt für 
Landwirtschaft bestimmt ebenfalls die Qualitätsanforderungen, welche die expor-
tierten Tiere erfüllen müssen. Die Beihilfe je Tier soll auf rund 60 % der im Jahre 
2009 ausgerichteten Beihilfe reduziert werden, weil die Preisdifferenzen zum Aus-
land geringer geworden sind. Der Export von trächtigen Kühen und Rindern könnte 
beispielsweise nach Italien mit 630 Franken pro Tier und nach Georgien mit 750 
Franken pro Tier gefördert werden. 

Der Vollzug soll erneut an die betroffenen Zuchtorganisationen übertragen werden, 
wie es bis Ende 2009 der Fall war. Diese Organisationen überprüfen die Beitrags-
berechtigung und zahlen den Exporteuren die Beihilfen aus. 
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2.4 Parlamentarischer Zeitplan und Inkraftsetzung 

Zur Entlastung des Zuchtviehmarktes nach dem Alpabzug wäre eine Inkraftsetzung 
im Herbst 2011 zweckmässig. 

Um eine Wiedereinführung der Ausfuhrbeihilfen unter Berücksichtigung der drei-
monatigen Referendumsfrist auf Herbst 2011 zu erreichen, müssen die vorgeschla-
gene Änderung des Landwirtschaftsgesetzes und der Bundesbeschluss über die 
Änderung des Bundesbeschlusses über die finanziellen Mittel für die Landwirtschaft 
in den Jahren 2012 und 2013 in der Sondersession im April 2011 im Nationalrat 
verabschiedet werden. Der Ständerat kann die Vorlage in der darauf folgenden 
Sommersession behandeln. Um diesen Zeitplan zu verwirklichen, muss allerdings 
die Vernehmlassungsfrist, welche normalerweise 3 Monate beträgt, abgekürzt wer-
den. Die Kommission stützt sich dabei auf Artikel 7 Absatz 3 des Vernehmlassungs-
gesetzes2, welcher bei Dringlichkeit die Abkürzung der Frist zulässt. 

Die Änderung auf Gesetzesstufe zieht auch Anpassungen auf Verordnungsebene 
nach sich. Die erforderlichen Verordnungsbestimmungen sollen gleichzeitig mit der 
Inkraftsetzung der Gesetzesänderung erlassen werden. 

2.5 Finanzierung 

Ein Inkrafttreten im Herbst 2011 würde bedingen, dass die benötigten Mittel im 
Rahmen des Nachtragsverfahrens zum Voranschlag 2011 anbegehrt werden müss-
ten. 

Es ist vorgesehen, die Finanzierung der Ausfuhrbeihilfen ab 2012 mittels einer 
Umlagerung von Mitteln für die Direktzahlungen innerhalb des Zahlungsrahmens 
2012 und 2013 für die Landwirtschaft sicherzustellen. Erforderliche Kürzungen bei 
den Direktzahlungen würden bei den Beiträgen für die Haltung Raufutter verzehren-
der Nutztiere nach Artikel 73 LwG erfolgen.  

2.6 Vernehmlassungsergebnisse 

16 Kantone (AI, AR, FR, GL, GR, LU, NE, NW, OW, SG, SO, TG, TI, UR, VD 
und VS), 3 Parteien (CVP, CSP, SVP) und 17 Organisationen und Verbände unter-
stützen eine Wiedereinführung von Ausfuhrbeihilfen für Zuchtvieh auf den Herbst 
2011 sowie im Grundsatz die Art der vorgesehenen Finanzierung von 4 Millionen 
Franken pro Jahr. Vereinzelt werden alternative Finanzierungen vorgeschlagen: 
Erlöse aus den Versteigerungen der Importkontingente von Fleisch, zusätzliche 
Bundesmittel, Gelder aus der Absatzförderung nach Artikel 12 LwG und Umlage-
rung von anderen Direktzahlungen. Die Befürtworter heben hervor, dass mit einer 
derartigen Unterstützung die Wirtschaftlichkeit der Viehhaltung, vor allem im 
Hügel- und Berggebiet, gestärkt werden könne. Ausfuhrbeihilfen sollen ferner 
wieder eingeführt werden, weil bis auf weiteres kein Abschluss der WTO-Doha-
Runde in Aussicht ist und die EU ihre Viehexporte in Drittländer (u.a. in die 
Schweiz) immer noch finanziell fördert. Mit Ausfuhrbeihilfen könnte die Konkur-
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renzfähigkeit auf den ausländischen Märkten wieder hergestellt werden, was sich 
positiv auf die Handelsbeziehungen auswirkt. 8 Kantone (AG, BE, BL, BS, GE, LU, 
SH und ZH), 2 Parteien (FDP.Die Liberalen und SP) und 2 Organisationen und 
Verbände lehnen die Vorlage ab. Sie argumentieren, dass Ausfuhrbeihilfen markt-
verzerrend seien und die Landwirtschaft effektiver und effizienter über Direktzah-
lungen unterstützt werden kann. Ausserdem soll die schweizerische Agrarpolitik 
konsequent und verlässlich sein, und es sei daher wenig sinnvoll, geltendes Recht 
nach nur eineinhalb Jahren wieder zu ändern. Die Wiedereinführung eines Export-
förderungsinstruments zu Gunsten der Viehwirtschaft sei zudem ein Anreiz für 
andere Bereiche, dieselbe Forderung zu stellen. 

3 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 

Art. 53 Ausfuhr von Zuchttieren 

Beihilfen für die Ausfuhr sollen für Zuchttiere der Rindvieh-, Pferde-, Schaf- und 
Ziegengattung ausgerichtet werden. Der Bundesrat legt gestützt auf Artikel 177 
LwG die Ausführungsbestimmungen fest. Er hält sich dabei an die Rahmenbedin-
gungen, welche 2009 gegolten haben. 

Mit der Änderung des Bundesbeschlusses über die finanziellen Mittel für die 
Landwirtschaft in den Jahren 2012 und 2013 werden 8 Millionen Franken von den 
Direktzahlungen zu den Massnahmen zur Förderung von Produktion und Absatz 
umgelagert. Die Zahlen im Entwurf zum Bundesbeschluss über die Änderung des 
Bundesbeschlusses über die finanziellen Mittel für die Landwirtschaft in den Jahren 
2012 und 2013 beruhen auf dem modifizierten Bundesbeschluss, welcher am 
17. März 2011 vom Ständerat beschlossen wurde3.  

4 Auswirkungen 
4.1 Finanzielle und personelle Auswirkungen 

Innerhalb des Landwirtschaftskredits müssen 4 Millionen Franken pro Jahr von den 
Direktzahlungen zur Marktstützung umgelagert werden. Um diesen Betrag bei den 
Direktzahlungen einsparen zu können, ist es vorgesehen, alle Beiträge für die Hal-
tung Raufutter verzehrender Nutztiere nach Artikel 32 der Direktzahlungsverord-
nung vom 7. Dezember 1998 (DZV; SR 910.13) um 5 Franken pro Raufuttergross-
vieheinheit zu senken. 

Weil es sich um eine neue, wiederkehrende Ausgabe handelt, untersteht sie der 
Ausgabenbremse. Es braucht folglich in beiden Räten die Zustimmung der Mehrheit 
aller Mitglieder (qualifiziertes Mehr). 

Der Vollzug benötigt einen gewissen personellen Mehraufwand bei den Zuchtorga-
nisationen und im Bundesamt für Landwirtschaft. 

  

3 http://www.parlament.ch/ab/frameset/d/s/4817/350673/d_s_4817_350673_350706.htm 
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4.2 Vollzugstauglichkeit 

Die Wiedereinführung eines langjährig funktionierenden Instruments verursacht 
keine besonderen Schwierigkeiten im Vollzug. 

5 Verhältnis zum internationalen und 
europäischen Recht 

Das geltende EU-Recht ermöglicht die Förderung des Exports von reinrassigen 
Zuchttieren in alle Länder ausserhalb der EU. Für Tiere der Rindviehgattung erstat-
tete die EU im Dezember 2010 rund 100 Franken je Tier. 

Ausfuhrbeihilfen werden international als marktverzerrende Massnahme beurteilt. In 
den laufenden Verhandlungen der WTO wurde an einer Ministerkonferenz 2005 
beschlossen, die Exportsubventionen spätestens per 2013 abschaffen zu wollen. Die 
WTO-Verhandlungen sind bislang nicht abgeschlossen, allerdings muss damit 
gerechnet werden, dass im Falle eines Abschlusses sämtliche Ausfuhrbeihilfen rasch 
aufgehoben werden müssen. 

6 Rechtliche Grundlagen 
6.1 Verfassungs- und Gesetzmässigkeit 

Die Änderung stützt sich auf Artikel 104 der Bundesverfassung (BV; SR 101) ab. 

6.2 Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen 

Die vorliegende Änderung des Landwirtschaftsgesetzes führt keine Delegationsnorm 
zum Erlass von selbständigem Verordnungsrecht ein. Der Bundesrat wird gemäss 
seiner Kompetenz zum Erlass von Ausführungsbestimmungen (Art. 177 LwG) in 
der TZV und der DZV die erforderliche Konkretisierung vornehmen. 

6.3 Erlassform 

Gemäss Artikel 164 Absatz 1 BV erlässt die Bundesversammlung alle wichtigen 
rechtsetzenden Normen in der Form des Bundesgesetzes. 


